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ED 92 

Realsteuerhebesätze laut Realsteuervergleich 2009  

Das Statistische Bundesamt hat den Realsteuervergleich 2009 veröffentlicht. Dieser kann 
kostenlos auf der website des Statistischen Bundesamts, www.destatis.de, heruntergeladen 
werden (Fachserie 14, Reihe 10.1). Auszugsweise geben wir für Hessen nachfolgend die 
gewogenen Durchschnittshebesätze 2009 und die Vergleichszahlen 2008, jeweils bezogen 
auf die hessischen Städte und Gemeinden der jeweiligen Gemeindegrößenklasse, wieder: 

 
Gemeindegrößenklasse 
(Einwohner) 

Steuerart 

 Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer 
Kreisfreie Städte 2008 2009 2008 2009 2008 2009 
100.000-200.000 333 341 426 427 434 433 
200.000-500.000 275 275 475 475 440 440 
500.000 und mehr 175 175 460 460 460 460 
zusammen  243 253 454 454 453 452 

 
Kreisangehörige Gemeinden 

unter 1 000 300 300 300 300 320 320 
1 000 -     3 000 290 290 265 267 310 311 
3 000 -     5 000 283 282 260 260 320 318 
5 000 -   10 000 272 273 257 258 320 321 
10 000 -   20 000 278 279 268 270 337 336 
20 000 -   50 000 268 271 275 276 338 330 
50 000 - 100 000 245 244 318 318 385 373 
zusammen  275 276 274 275 343 336 
       
Alle Gemeinden  274 276 329 329 393 386 
 

Nach Ziff. 10 der Leitlinie zur Konsolidierung der kommunalen Haushalte und Handhabung 
der kommunalen Finanzaufsicht über Landkreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Ge-
meinden vom 6. 5. 2010 (Staatsanzeiger Nr. 21/2010, S. 1470) müssen bei anhaltend defizi-
tärem Haushalt die Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer, insbesondere für die 
Grundsteuer B, bezogen auf die Gemeindegrößenklasse deutlich über dem Landesdurch-
schnitt liegen.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 
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ED 93 

HMdIS äußert sich zur Behandlung von Rücklagen kame raler Herkunft im Zusammen-
hang mit dem Haushaltsausgleich

1. Rechtlicher Hintergrund 

Nach § 92 Abs. 4 Satz 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) soll der Haushalt in je-
dem Haushaltsjahr ausgeglichen sein; ist der Haushaltausgleich nicht möglich, ist ein Haus-
haltssicherungskonzept aufzustellen (Satz 2 der Vorschrift).  

Für diejenigen Städte und Gemeinden die ihre Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen 
der doppelten Buchführung führen, sieht § 24 Abs. 2 GemHVO-Doppik vor, dass Mittel aus 
der aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses des Ergebnishaushalts gebildeten 
Rücklage zum Haushaltsausgleich zu verwenden sind, wenn der Gesamtbetrag der ordentli-
chen Aufwendungen den Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge i. S. eines Fehlbedarfs 
übersteigt und bei den Aufwendungen alle Einsparungsmöglichkeiten genutzt und alle Er-
tragsmöglichkeiten ausgeschöpft sind.  

2. Haushaltsrechtliche Problemstellung 

Fraglich war nun, ob in der Zeit des Umstiegs auf die „Doppik“ in herkömmlichen „kameralen“ 
Rücklagen angesammelte Mittel wie „Mittel aus der aus Überschüssen des ordentlichen Er-
gebnisses des Ergebnishaushalts gebildeten Rücklage“ behandelt werden dürfen.  

Hiergegen könnte – so eine Auffassung – die Gliederung des Musters 19 zu § 49 GemHVO-
Doppik sprechen. Diese unterscheidet auf der Passivseite der Bilanz zwischen der Netto-
Position (Position 1.1) und Rücklagen und Sonderrücklagen (Ziffern 1.2 und die dazu vorge-
sehenen Untergliederungen). 

 In der „Arbeitshilfe für die Aufsichtsbehörden für die Überleitung von kameralen Haushalts-
daten in die Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung (Doppik), 
Stand: September 2006“ (eine Veröffentlichung des Hessischen Ministeriums des Innern und 
für Sport, HMdIuS, folgend: Arbeitshilfe) hieß es dazu (S. 15 f. der Arbeitshilfe unter Punkt 
4.3.1):  

„Die kamerale allgemeine Rücklage dient mehreren Zwecken. Sie soll einen Mindestbe-
stand aufweisen, durch den die rechtzeitige Leistung von Ausgaben gesichert werden soll 
(Betriebsmittel der Kasse). Außerdem sollen dort Mittel zur Deckung des Ausgabenbe-
darfs in den Vermögenshaushalten künftiger Jahre angesammelt werden. Für die Über-
leitung in die Doppik werden nur die Auswirkungen auf die Eröffnungsbilanz aufgezeigt, 
in der die angesammelten Beträge unter Beachtung ihres Zwecks und der vorgenomme-
nen Anlage der Mittel unter den betroffenen Posten zu erfassen und anzusetzen sind: 

Auf der Aktivseite: 

Im Bereich „Umlaufvermögen“, wenn die Rücklagemittel in Form von Zahlungsmitteln 
vorhanden sind, z. B. als Kassenbestand, Bankguthaben (unter „flüssige Mittel“) oder als 
kurzfristige Geldanlage (unter „Wertpapiere des Umlaufvermögens“), im Bereich „Finanz-
anlagen“, wenn die Rücklagemittel z. B. als langfristige Geldanlagen vorhanden sind (un-
ter „Wertpapiere des Anlagevermögens“).  

Auf der Passivseite: 

Im Bereich „Eigenkapital“ fließen für ohne Verpflichtung angesammelte Deckungsmittel in 
die „Netto-Position“ ein.“  
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Auf Grundlage der eben wiedergegebenen Ausführungen war die Auffassung zumindest gut 
vertretbar, dass die nach der letzten „kameralen“ Jahresrechnung vorhandene allgemeine 
Rücklage für „doppische Zwecke“ nicht als eine „aus Überschüssen des ordentlichen Ergeb-
nisses des Ergebnishaushalts gebildeten Rücklage“ angesehen werden kann. 
 
Das HMdIuS hat durch Erlass vom 02.08.2010 (Geschäftszeichen IV 41-15 i 01.01) folgende 
Auffassung vertreten: 
 
„Für die Behandlung der nach der letzten „kameralen“ Jahresrechnung vorhandenen 
Allgemeinen Rücklage gebe ich folgende Hinweise: 
 
Nach § 22 Abs. 3 GemHVO-1974 durften Mittel der Allgemeinen Rücklage zum Aus-
gleich des Verwaltungshaushalts verwendet werden, wenn die in dieser Vorschrift ge-
nannten Voraussetzungen erfüllt waren. In den §§ 24 und 25 GemHVO-Doppik ist vor-
gesehen, dass Mittel der nach § 23 Abs. 1 Satz 1 GemHVO-Doppik zu bildenden Rück-
lagen zum Ausgleich des Ergebnishaushalts und zum Ausgleich von Fehlbeträgen ver-
wendet werden dürfen, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind. 
 
Die vorhandenen Mittel der Allgemeinen (kameralen) Rücklage dürfen deshalb in der 
Eröffnungsbilanz und in den Folgebilanzen auf der Passivseite unter der Position „1.2.1-
Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses“, auf der Aktivseite ent-
sprechend der tatsächlichen Anlageart im Anlagevermögen unter der Position „1.3-
Finanzanlagen“ oder im Umlaufvermögen unter der Position „2.4-Flüssige Mittel“ ausge-
wiesen und auch wie in §§ 24 und 25 GemHVO-Doppik geregelt verwendet werden. 
 
Ich bitte, die Kommunalaufsichtsbehörden zu unterrichten.“ 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 
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ED 94 

Diskussion um Reform der Grundsteuer  

Die Diskussion um eine Reform der Grundsteuer ist jüngst neu angefacht worden. Hinter-
grund ist zum einen eine in der Öffentlichkeit stark wahrgenommene Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs (BFH). Zum anderen liegen nunmehr zwei Reformmodelle auf dem Tisch, die 
jeweils mehrere Bundesländer gemeinsam ausgearbeitet haben.  

Die Einheitsbewertung des Grundvermögens ist vom (BFH) trotz verfassungsrechtlicher 
Zweifel bislang als verfassungsgemäß beurteilt worden. In dem jetzt veröffentlichten Urteil 
vom 30. Juni 2010 (AZ: II R 60/08) hat der BFH daran jedenfalls für Stichtage bis zum 1. 
Januar 2007 festgehalten. Zusätzlich weist er aber darauf hin, dass das weitere Unterbleiben 
einer allgemeinen Neubewertung des Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer mit ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen, insbesondere mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des 
Artikels 3 Absatz 1 Grundgesetz, nicht vereinbar sei. Unser Bundesverband, der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund (DStGB) fordert wegen der verfassungsrechtlichen Problematik 
seit langem eine Reform der Grundsteuer. Eine zügige Reform ist nunmehr umso dringender 
geboten, als offen bleibt, wie der BFH die Rechtslage für spätere Stichtage beurteilt.   

I. Urteil des BFH 

Verstoß gegen Gleichheitssatz mangels realitätsgere chter Bewertung 

Zur Begründung führt der BFH aus, dass die Festschreibung der Wertverhältnisse auf den 
Hauptfeststellungszeitpunkt (1. Januar 1964) nur sachgerecht und aus verfassungsrechtli-
cher Sicht hinnehmbar ist, wenn der Hauptfeststellungszeitraum eine angemessene Dauer 
nicht überschreite. Die über mehr als vier Jahrzehnte unveränderte Einheitsbewertung des 
Grundbesitzes verfehle wegen der damit verbundenen Wertverzerrungen insbesondere die 
sich aus dem Gleichheitssatz des Artikels 3 Absatz 1 GG ergebenden Anforderungen an 
eine realitätsgerechte Bewertung.  

Verfassungsrechtlich geboten sei eine erneute Hauptfeststellung besonders im Beitrittsge-
biet, wo die Wertverhältnisse auf den 1. Januar 1935 festgeschrieben seien. Der sich daraus 
ergebende gleichheitswidrige Zustand könne im Hinblick auf die verstrichene Zeit künftig 
nicht mehr mit den Übergangsschwierigkeiten nach der Wiederherstellung der staatlichen 
Einheit Deutschlands gerechtfertigt werden.  

Verfassungswidrige Vollzugsdefizite wegen fehlender  Neubewertung 

Auf unbegrenzte Dauer sei es auch nicht hinnehmbar, dass eine Wertminderung wegen Al-
ters nach dem Hauptfeststellungszeitpunkt ausgeschlossen werde. Ferner führe das jahr-
zehntelange Unterlassen einer flächendeckenden Grundstücksneubewertung zwangsläufig 
zu verfassungsrechtlich nicht mehr hinnehmbaren Defiziten beim erforderlichen gleichmäßi-
gen Gesetzesvollzug, weil verfahrensrechtlich nicht sichergestellt werde, dass dem Finanz-
amt Änderungen der tatsächlichen Verhältnisse bekannt werden.  

II. Beschluss der Finanzministerkonferenz 

Im Januar dieses Jahres hat die Finanzministerkonferenz (FMK) beschlossen, ab September 
2010 eine länderoffene Arbeitsgruppe, die sich mit der Reform der Grundsteuer beschäftigen 
soll, einzusetzen. Auftrag der Arbeitsgruppe soll es sein, vorhandene Reformansätze zu be-
werten und bis Anfang 2011 Vorschläge für das weitere Verfahren vorzulegen. Das Bundes-
finanzministerium (BMF) wurde gebeten, sich an der Arbeitsgruppe zu beteiligen und wird 
dies auch tun. Eine Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände lehnt die FMK bisher ab. 
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Diese Abwehrhaltung ist angesichts der auf der Hand liegenden kommunalen Betroffenheit 
unverständlich. 

III. Aktueller Präsidiumsbeschluss des DStGB 

Das Präsidium des DStGB hat zur Reformdiskussion auf seiner letzten Sitzung im Juni 2010 
folgenden Beschluss zur Grundsteuer gefasst: 

 
1. Die Grundsteuer ist mit einem Aufkommen von rd. 9,6 Milliarden Euro jährlich und 

angesichts der örtlichen Gestaltungsmöglichkeiten ein wichtiger Teil der Gemeindefi-
nanzierung.  

2. Die Bemessungsgrundlage der Steuer hat sich inzwischen extrem weit von den rea-
len Werten der Grundstücke entfernt. Das Präsidium fordert Bund und Länder daher 
auf, zügig die Voraussetzungen für eine Reform der Grundsteuer zu schaffen.  

3. Das Präsidium hält es für unerlässlich, die kommunalen Spitzenverbände frühzeitig 
in die Überlegungen der Finanzministerkonferenz zur Reform der Grundsteuer einzu-
beziehen. 

 
IV. Reformmodelle 

Im Gespräch sind derzeit zwei Reformmodelle. Das Hebesatzrecht der Städte und Gemein-
den wird in beiden Modellen nicht angetastet. Erhebliche Unterschiede bestehen allerdings 
in Bezug auf die Messgrößen, auf die der Hebesatz Anwendung findet. 

Zum einen das so genannte Verkehrswertmodell, das auf der Grundlage einer automations-
gestützten Bewertung arbeitet und zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage Grundstücks-
daten, Daten des Immobilienmarktes anhand tatsächlicher Verkaufsfälle, Bodenrichtwerte 
und Liegenschaftszinssätze einbezieht. Hierzu haben die Länder Berlin, Bremen, Nieder-
sachsen, Sachsen und Schleswig-Holstein im Februar dieses Jahres eine Machbarkeitsstu-
die vorgelegt.  

Dem steht das in dieser Woche veröffentlichte wertunabhängige Modell der Einfach-
Grundsteuer von Bayern, Baden-Württemberg und Hessen gegenüber, wonach die Grund-
steuer künftig nur noch auf Basis von Grundstücks- und Gebäudeflächen erhoben werden 
soll. Die Grundsteuer A würde in diesem Modell entfallen. 
 

V. Weitere Informationen 

 

Weitere Informationen zu den Reformmodellen, insbesondere Eckpunktepapiere zu beiden 
in der Diskussion befindlichen Modellen, können im Mitgliederbereich unser Internetpräsenz 
www.hsgb.de im Bereich Fachinformationen/Kommunalfinanzen abgerufen werden. 

 

Zu den Reformmodellen interessiert uns natürlich auch die geschätzte Einschätzung aus der 
Mitgliedschaft. 

 

 

Dezernat 1 - Dr.R./Rau.  Nr. 9 – ED 94 vom 30.09.2010 
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ED 95 

Kommunaler Schutzschirm – „Entschuldungsfonds“ für Kommunen?  

Ministerpräsident Bouffier ist in seiner Regierungserklärung vom 07.09.2010 u. a. ausführlich 
auf die kommunale Finanzsituation eingegangen. Er stellte insbesondere die  Bereitschaft 
der Landesregierung in Aussicht, die Problematik kommunaler Altschulden gemeinsam mit 
den Kommunen anzugehen.  

Dazu sollten kommunale Verbindlichkeiten nach dem Bedürftigkeitsprinzip in einem Fonds 
gebündelt werden. Aus Landesmitteln werde zur langfristigen Tilgung ein Betrag von bis zu 
3 Mrd. Euro geleistet. Diese partielle Schuldenübernahme solle Not leidenden Städten, Ge-
meinden und Landkreisen spürbar helfen. Die Zinslasten für den Fonds sollten „gemeinsam“ 
getragen werden. Dieses Konsolidierungsangebot diene der Hilfe zur Selbsthilfe. In Kombi-
nation mit eigenen Anstrengungen der jeweiligen Kommune sollen sie sicherstellen, dass die 
finanzielle Leistungsfähigkeit wieder dauerhaft gewährleistet ist.  

Dieser „Kommunale Schutzschirm“ sei ein Hilfsangebot, das die Kommune nicht annehmen 
müssten.  

Über die Zugangskriterien, Zielwerte und das Controlling sind zum jetzigen Zeitpunkt noch 
keine näheren Einzelheiten bekannt. Sie sollen zeitnah mit den kommunalen Spitzenverbän-
den erörtert werden. Eckpunkte zum „Kommunalen Schutzschirm“ hat das Hessische Minis-
terium der Finanzen (HMdF) in seiner Internetpräsenz www.hmdf.hessen.de in der Rubrik 
Finanzen/kommunaler Finanzausgleich“ vorgestellt.  

Sobald nähere Einzelheiten zur Umsetzung des „Kommunalen Schutzschirms“ konkretisiert 
werden, werden wir hierüber selbstverständlich jeweils berichten.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1 - Dr.R./Rau.  Nr. 9 – ED 95 vom 30.09.2010 
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ED 96 

Mindestverordnung: Kommunen gehen zweigleisig vor –  Land legt Entwurf eines Re-
gelungsvorschlags vor  

Die Verordnung über Mindestvoraussetzungen in Tageseinrichtungen für Kinder (MVO, vom 
17.12.2008, GVBl. I S. 1047) ist am 1. September 2009 in Kraft getreten. Bereits bei Veröf-
fentlichung der Neufassung der MVO im Dezember 2009 sagte das Hessische Sozialministe-
rium eine Übernahme der Kosten, die durch die Erhöhung des Personalschlüssels entste-
hen, zu. In einer Pressemitteilung vom 19.12.2008 wird von Seiten des HSM ausgeführt: 

„Damit das Land einen finanziellen Anteil beitragen kann, muss zunächst der Haushalt 
beschlossen werden. Aus diesem Grund gilt die neue Mindestverordnung erst ab 
1. September 2009. Bis dahin soll mit den kommunalen Spitzenverbänden eine Überein-
kunft erzielt werden, wie das Land die finanzielle Belastung der Kommunen durch den 
Mehrbedarf an Personal ausgleicht.“ 

Eine derartige Übereinkunft kam bislang allerdings nicht zustande. Anfang des Jahres 2010 
bestätigte der seinerzeit zuständige Staatsminister Banzer die Erstattungspflicht des Landes 
(wir berichteten in unserem Eildienst Nr. 2 – ED 16 – vom 26.02.2010).  

Einigung bleibt aus – „Konnexitätskommission“ anger ufen 

Da die in Aussicht gestellte Einigung zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und der 
Hessischen Landesregierung bislang nicht zustande kam, riefen die kommunalen Spitzen-
verbände mit Schreiben vom 2. Juli 2010 die Kommission nach § 2 des Gesetzes zur Si-
cherstellung der Finanzausstattung von Gemeinden und Gemeindeverbänden an („Konnexi-
tätskommission“, nach § 2 des genannten Gesetzes vom 07.11.2002, GVBl. I S. 654). Nach 
Auffassung der drei kommunalen Spitzenverbände ist das Land auf Grundlage von Art. 137 
Abs. 6 Satz 2 der Verfassung des Landes Hessen (HV) verpflichtet einen entsprechenden 
Ausgleich zu schaffen, wenn – wie durch die Bestimmungen der MVO – eine Veränderung 
bestehender eigener Aufgaben zu einer Mehrbelastung der Gemeinden in ihrer Gesamtheit 
führt. Die Konnexitätskommission hat zu dieser Fragestellung noch nicht getagt. 

Kommunale Grundrechtsklage hält Weg zum Staatsgeric htshof offen 

Da die Mindestverordnung mit Wirkung vom 01.09.2009 in Kraft trat, hat der HSGB ein Mus-
terverfahren vor dem Hessischen Staatsgerichtshof (HessStGH) auf den Weg gebracht. Die 
kommunale Grundrechtsklage nach § 45 des Gesetzes über den Staatsgerichtshof (StGHG) 
wurde durch Gesetz vom 30.11.1994 (GVBl. I S. 684) eingeführt. Nach § 46 StGHG können 
Gemeinden und Gemeindeverbände die Grundrechtsklage mit der Behauptung erheben, 
dass Landesrecht die Vorschriften der Verfassung des Landes Hessen über das Recht der 
Selbstverwaltung verletzt. Richtet sich eine solche (kommunale) Grundrechtsklage gegen 
eine Rechtsvorschrift, kann nur binnen eines Jahres seit In-Kraft-Treten der Rechtsvorschrift 
die Grundrechtsklage erhoben werden. Deshalb musste der Weg zu einer verfasssungsge-
richtlichen Überprüfung der MVO und der Kostenausgleichsverpflichtung des Landes durch 
eine vor Beginn des 1. September 2010 zu erhebende kommunale Grundrechtslage wenigs-
tens offen gehalten werden. Hierzu hat sich im Mitgliederbereich des HSGB u. a. die Ge-
meinde Nieste im Landkreis Kassel bereitgefunden. Die Musterklage der Gemeinde Nieste 
wurde zunächst durch die Anwaltskanzlei von Herrn Geschäftsführenden Direktor Schelzke 
angebracht, da das StGHG eine Prozessvertretung durch Kommunale Spitzenverbände zu-
mindest nicht ausdrücklich vorsieht. 

Da nach § 45 Abs. 3 i. V. m. § 40 StGHG der Erfolg einer Grundrechtslage dazu führt, dass 
die angegriffene Rechtsnorm für nichtig oder für unvereinbar mit der Verfassung des Landes 
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Hessen erklärt wird, war es nicht erforderlich, eine größere Anzahl von Städten und Gemein-
den die Grundrechtsklage führen zu lassen.  

Möglicherweise erledigt sich das Verfahren vor dem HessStGH allerdings auch dadurch, 
dass es auf Grundlage von Beratungen der Konnexitätskommission zu einer Lösung der 
Ausgleichsfrage kommt.  

Land legt Regelungsvorschlag vor 

Zwischenzeitlich hat das Hessische Sozialministerium (HSM) einen Regelungsvorschlag 
vorgelegt, der Vorschläge für ein Erstattungsverfahren enthält. Dieser kann im Mitgliederbe-
reich unserer Homepage www.hsgb.de in der Rubrik Fachinformationen/Top-Themen herun-
tergeladen werden. Die Mitglieder des HSGB werden gebeten, ihre geschä tzten Ein-
schätzungen zum Entwurf schnellstmöglich der Geschä ftsstelle zuzuleiten, da den 
Kommunalen Spitzenverbänden eine Frist bis zum 22.1 0.2010 zur Stellungnahme ein-
geräumt ist. 

Über den weiteren Fortgang werden wir selbstverständlich berichten. 

 

 

Dezernat 1-Dr. R./Rau.  Nr. 9 – ED 96 vom 30.09.2010 
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ED 97 

Aufnahme der „Schuldenbremse“ in die Verfassung des  Landes Hessen (HV)  

Die Fraktionen der CDU und FDP im Hessischen Landtag haben einen Gesetzentwurf für ein 
Gesetz zur Änderung der Verfassung des Landes Hessen („Aufnahme einer Schuldenbrem-
se in Verantwortung für kommende Generationen – Gesetz zur Schuldenbremse“, folgend: 
HV-E) in den Hessischen Landtag eingebracht (vgl. LT-Drucks. 18/2732). Hierzu hat die 
Fraktion der SPD einen Änderungsantrag vorgelegt (LT-Drucks. 18/2898). Auf Antrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (LT-Drucks. 18/2805) soll im Zuge der Beratungen über die 
Verankerung einer Schuldenbremse in der Landesverfassung eine Anhörung Grundlage für 
eine breite gesellschaftliche Diskussion zur Problemlage werden. 

Verfassungsrechtliche Ausgangslage  

Der Entwurf sieht vor, die bisherige Regelung der Landesverfassung zur Kreditfinanzierung 
in Art. 141 HV neu zu fassen. Hintergrund ist die Regelung des Art. 109 des Grundgesetzes 
(GG), der seit seiner Neufassung im Zuge der Föderalismusreform II (Gesetz v. 29. Juli 
2009, BGBl. I S. 2248) den Grundsatz aufstellt, dass die Haushalte von Bund und Ländern 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen sind (Art. 109 Abs. 3 Satz 1 GG). 
Die Länder können insoweit gewisse eigene Regelungsspielräume nutzen, die aber durch 
Art. 109 Abs. 3 GG begrenzt sind. 

Weiter bestimmt Art. 109 Abs. 3 GG nämlich, dass auch die Länderregelungen  

• Regelungen zur „im Auf- und Abschwung symmetrischen Berücksichtigung der Aus-
wirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung“ so-
wie  

• eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituatio-
nen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage er-
heblich beeinträchtigen,  

enthalten können (Satz 2 der Vorschrift). Für derartige Ausnahmeregelungen muss aller-
dings eine entsprechende Tilgungsregelung vorgesehen werden, Art. 109 Abs. 3 Satz 3 GG. 
Während für den Bund Art. 109 Abs. 3 Satz 4 GG vorsieht, dass der Ausgleich „ohne Ein-
nahmen aus Krediten“ auch dann noch als gewährleistet gilt (es handelt sich um eine rechtli-
che Fiktion), wenn die Einnahmen aus Krediten 0,35 v. H. im Verhältnis zum nominalen Brut-
toinlandsprodukt nicht überschreiten, dürfen für die Länder keine (und zwar im Wortsinne 
keine) Einnahmen aus Krediten zugelassen werden (Art. 109 Abs. 3 Satz 5 GG).  

Die Neufassung der Schuldenregel im GG gilt für die Länder spätestens am 01.01.2020 
(Art. 143d Abs. 1 Satz 3 GG). Macht das Land von der in Art. 109 Abs. 3 Satz 5 GG enthal-
tenen Ermächtigung, eine eigene Schuldenbremse zu regeln und auszugestalten, keinen 
Gebrauch, gilt der Grundsatz des Haushaltsausgleichs ohne Krediteinnahme nach Art. 109 
Abs. 3 Satz 1 und 5 GG uneingeschränkt (vgl. Christ, Schuldenregel für den Gesamtstaat, 
NVwZ 2009, S. 1333, 1334). Kurz: Ohne „Schuldenbremse“ würde allein aufgrund der Vor-
gaben des GG ein totales Schuldenverbot gelten. 

Derzeitige Ausgestaltung in der HV  

Nach Art. 141 S. 1 HV in der derzeit – seit 1.12.1946 – unverändert geltenden Fassung dür-
fen im Wege des Kredits Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf und in der Regel nur 
für Ausgaben zu werbenden Zwecken beschafft werden. Nach dem ursprünglichen Ver-
ständnis des Begriffs des „außerordentlichen Bedarfs“ sollten laufende oder kurzfristig wie-
derkehrende Ausgaben – insbesondere Verwaltungsbedarf einschließlich der Personalaus-
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gaben – aus laufenden Einnahmen gedeckt werden und einer Kreditfinanzierung nicht zu-
gänglich sein; der außerordentliche Bedarf schaffe hingegen einen über das Jahr der Ver-
ausgabung reichenden Nutzen, weshalb die längerfristige Finanzierung im Kreditwege zu-
lässig sei. Nach der Rechtsprechung des Hessischen Staatsgerichtshofs (HessStGH) ist 
unter dem Begriff des außerordentlichen Bedarfs i. S. v. Art. 141 Satz 1 HV auch der Geld-
bedarf des Staates zu fassen, der durch eine extreme finanzielle Zwangslage bedingt ist (vgl. 
HessStGH, Urt. v. 12.12.2005, P. St. 1899, Staatsanzeiger 2005, S. 4727, 4733-4736 mit 
ablehnendem Sondervotum der Richter Lange und Buchberger, S. 4741 f.). In der zitierten 
Entscheidung hat der HessStGH weiterhin die Auffassung vertreten, dass unter Ausgaben zu 
werbenden Zwecken i. S. v. Art. 141 Satz 1 HV die im Haushaltsplan veranschlagten Investi-
tionsausgaben zu verstehen seien. Der HessStGH hat in seiner Entscheidung den Progno-
se- und Beurteilungsspielraum des Gesetzgebers bei der Haushaltsplanung betont, die Kont-
rollbefugnis des HessStGH als Verfassungsgericht sei auf eine Vertretbarkeitskontrolle be-
schränkt (HessStGH, Staatsanzeiger 2005, S. 4727, 4739). 

Entwurf der Fraktionen von CDU und FDP 

Der Vorschlag der die Landesregierung tragenden Fraktionen für eine Neufassung des Art. 
141 HV lautet nunmehr wie folgt (vgl. LTDrucks. 18/2732, S. 4): 

„(1) Der Haushalt ist grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. 

(2) Bei einer von der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung kann von 
Abs. 1 abgewichen werden. In diesem Fall sind Auswirkungen auf den Haushalt im Auf- 
und Abschwung symmetrisch zu berücksichtigen.  

(3) Bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen, die sich der Kontrolle 
des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, kann von 
Abs. 1 abgewichen werden. Die Abweichung ist mit einer Tilgungsregelung zu verbinden. 
Die Kredite sind binnen eines angemessenen Zeitraums zurückzuführen.  

(4) Das Nähere bestimmt das Gesetz.“ 

Eine Übergangsregelung sieht vor, dass diese Neufassung erstmals für das Haushaltsjahr 
2020 anzuwenden ist. Bis dahin ist Art. 141 HV in der bisherigen Fassung anzuwenden. Je-
doch ist für die Zwischenzeit vorgegeben, dass die Haushalte so aufzustellen sind, dass im 
Haushaltsjahr 2020 die Vorgabe des Art. 141 Abs. 1 in der neuen Fassung erfüllt wird.  

Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion greift die Bestimmungen des Entwurfs der Regie-
rungsfraktionen auf, ergänzt diese aber. So soll das Land darauf verpflichtet werden, im 
Rahmen seiner Befugnisse für ausreichende Einnahmen zu sorgen, die dem Land die Erfül-
lung seiner Aufgaben ermöglichen, insbesondere „die notwendigen Bildungsausgaben, die 
Gewährleistung der sozialen Sicherheit für jede Person sowie der inneren Sicherheit und 
ausreichende öffentliche Investitionen ermöglichen“. Zudem müssen, so der Änderungsant-
rag, die Einnahmen auch für eine Art. 137 Abs. 5 HV entsprechende aufgabengerechte Fi-
nanzierung der Gemeinden und Gemeindeverbände ausreichen. Entsprechende Vorgaben 
sollen den oben dargestellten Regelungen in einem eigenen Absatz vorangestellt werden.  

Daneben soll eine weitere Ausnahme von den Bestimmungen der „Schuldenbremse“ Kredit-
aufnahmen zum Ausgleich einer auf höchstens vier Jahre befristeten Anpassung an eine 
strukturelle, auf Rechtsvorschriften beruhende und dem Land nicht zurechenbare Änderung 
der Einnahme- oder Ausgabesituation zulassen. Hintergrund ist die Erwägung, dass Steuer-
rechtsänderungen auf Bundesebene die Landeshaushalte in Mitleidenschaft ziehen können. 
Diese Bestimmung soll in einen eigenen Absatz aufgenommen werden. 
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Verfassungsrechtliche Spannungsfelder  

Da die Haushaltsplanung notwendig auf Prognosen und wertenden Einschätzungen aufbaut, 
bleiben auf Grundlage der Entwürfe erhebliche, verfassungsgerichtlich nur schwer überprüf-
bare Spielräume des Haushaltsgesetzgebers offen, etwa bezüglich der Merkmale der „von 
der Normallage abweichenden konjunkturellen Entwicklung“ oder der Einschätzung der Di-
mension einer Naturkatastrophe und der „außergewöhnlichen Notsituation“.  

Gemeinsame Äußerung der kommunalen Spitzenverbände zum Entwurf  

Die drei kommunalen Spitzenverbände, der Hessische Städte- und Gemeindebund, der 
Hessische Städtetag und der Hessische Landkreistag, haben sich mit Schreiben vom 
3. September 2010 an Staatsminister Dr. Schäfer gewandt und die Sorge ausgedrückt, dass 
das Land zunehmend Lasten auf seine Kommunen verschiebt, um seinen Haushalt – wie 
durch die beabsichtigte Neuregelung vorgesehen – ab 2020 ohne Kreditaufnahmen ausglei-
chen zu können.  

Sie äußerten die Befürchtung, dass der derzeit in der Diskussion befindliche Vorschlag einer 
Kürzung der kommunalen Steuerbeteiligung um 360 Mio. Euro ab 2011 nur einen ersten 
Schritt einer solchen Lastenverlagerung darstellen könnte.  

Die drei kommunalen Spitzenverbände streben deshalb eine Klarstellung dahingehend an, 
dass auch im Fall einer Aufnahme der „Schuldenbremse“ in der HV das Finanzausstattungs-
gebot des Landes für seine Kommunen uneingeschränkt gilt und nicht angesichts der neuen 
Regelung über das Netto-Kreditaufnahmeverbot eingeschränkt wird oder gar zurücktreten 
muss. Dies soll, so die Forderung der kommunalen Spitzenverbände, im Text der Neufas-
sung des Art. 141 HV selbst zum Ausdruck kommen.  

Ausblick  

Die Landesregierung hat Gesprächsbereitschaft in Bezug auf eine derartige Ergänzung sig-
nalisiert. Abzuwarten bleibt auch, wie „das Nähere“ nach Art. 141 Abs. 4 HV-E gesetzlich 
geregelt werden soll. Insoweit besteht auch für die Länder ein Regelungsspielraum z. B. für 
die Bereinigung der Einnahmen und Ausgaben um finanzielle Transaktionen sowie für die 
Kontrolle und den Ausgleich von Abweichungen der tatsächlichen von der zulässigen Kredit-
aufnahme (vgl. die Gesetzesbegründung zu Art. 109 Abs. 3 Satz  GG in der Bundestags-
drucksache 16/12410). 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1 - Dr.R./Rau.  Nr. 9 – ED 97 vom 30.09.2010 
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ED 98 

„Nutzung von Urheberrechten in Kindergärten und in Wellnesseinrichtungen“  

Folgende Information vom Deutschen Städte- und Gemeindebund vom 20. August 2010 ge-
ben wir mit der Bitte um Kenntnisnahme weiter: 

 

„Nachfolgend wird ein Schreiben der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
vom 05.08.2010 an die GEMA zum oben genannten Thema wiedergegeben: 

 

„Anrede, 

vor knapp einem Jahr informierten Sie die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenver-
bände über eine im Auftrag der VG Musikedition geplante Kampagne, mit der Kindergärten 
Lizenzverträge für Musikkopien angeboten werden. Zugleich sagten Sie zu, für Kindergärten 
in kommunaler Trägerschaft den im bestehenden Gesamtvertrag mit der Bundesvereinigung 
vorgesehenen Nachlass von zwanzig Prozent auch auf Musikkopien anzuwenden. Über die-
ses Angebot und über die kategorische Pflicht zur Lizenzierung von Musikkopien informier-
ten wir in der Folge unsere Mitglieder. 

Aufgrund von zahlreichen in der Zwischenzeit eingegangenen Rückmeldungen unserer Mitg-
liedsverbände und -kommunen erlauben wir uns, Ihnen nachfolgend einige Verbesserungs-
vorschläge zum Lizenzierungsverfahren zu unterbreiten: 

Unser Hauptanliegen besteht darin, die Lizenzierung nicht gegenüber einzelnen kommuna-
len Einrichtungen vorzunehmen, sondern auf der Ebene der jeweiligen kommunalen Träger 
zusammenzufassen. Von der resultierenden Verwaltungsvereinfachung würden nicht nur die 
kommunalen Lizenznehmer, sondern auch die beteiligten Verwertungsgesellschaften profi-
tieren. 

Festhalten müssen wir an unserer bereits vorgetragenen Kritik an der Tarifstaffelung: Diese 
sieht bereits auf der untersten Stufe eine Jahresanzahl von bis zu fünfhundert Kopien und 
erst bei einer Jahresanzahl von bis zu 2 500 Kopien eine Degression vor. Selbst wenn die 
gebotene Bündelung der Lizenzierung auf Ebene der kommunalen Träger in die Praxis um-
gesetzt wird, ist die vorgesehene Staffelung nur für größere Kommunen mit zahlreichen Ein-
richtungen sachgerecht. In kleinen Kommunen mit wenigen oder nur einer Einrichtung ist es 
dahingegen ein unbefriedigender Zustand, dass auch für einzelne Kopien das Entgelt für bis 
zu fünfhundert Kopien fällig wird. Dass der gänzliche Verzicht oder die Beschränkung auf 
einzelne Musikkopien an Kindergärten der Normalfall ist, haben wir bereits dargelegt. 
 
Ferner bitten wir erneut darum, bei der erforderlichen Überarbeitung des Vordrucks für den 
Lizenzantrag einen Hinweis auf die Möglichkeit des Gesamtvertragsnachlasses aufzuneh-
men. Die derzeit vorgesehene abstrakte Abfrage von Verbandsmitgliedschaften ohne nähere 
Erläuterung ist angesichts von Mitgliedschaften der Kommunen in einer Vielzahl von Ver-
bänden zu unklar. 

Schließlich kritisieren unsere Mitglieder den vorgesehenen Modus der vierteljährlichen 
Nachweisführung in Form von Titellisten als zu aufwändig. Wir würden es daher sehr begrü-
ßen, wenn auch insoweit eine Verwaltungsvereinfachung vorgenommen werden könnte. 
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Aktuell wurden wir außerdem auf einen weiteren kommunalrelevanten Sachverhalt hinge-
wiesen: Anscheinend führt die GEMA eine Kampagne zur Lizenzierung der Wiedergabe von 
Fernseh- und Hörfunksendungen in Wellnessbetrieben aufgrund eines Inkassomandats der 
VG Media durch. In diesem Zusammenhang regen wir an, auch insoweit für Einrichtungen in 
kommunaler Trägerschaft den im bestehenden Gesamtvertrag mit der Bundesvereinigung 
vorgesehenen Rabatt einzuräumen. Wir würden im Gegenzug auf bewährte Art und Weise 
unsere Mitglieder über die bestehenden urheberrechtlichen Verpflichtungen und auf die Ein-
räumung des Gesamtvertragsnachlasses durch die GEMA hinweisen. 

Zur näheren Erörterung unserer Vorschläge stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen“ 

Anmerkung: 

Mit Blick auf die Vervielfältigung grafischer Aufzeichnungen von Werken der Musik ist erneut 
daran zu erinnern, dass diese – auch in Kindergärten – soweit sie nicht durch Abschreiben 
vorgenommen wird, entgeltpflichtig ist (§ 53 Abs. 4 Urhebergesetz). Die einzige Alternative 
zum Abschluss eines Lizenzvertrags besteht somit darin, Musikkopien handschriftlich anzu-
fertigen oder auf diese gänzlich zu verzichten. Zu den Modalitäten der Lizenzierung von Mu-
sikkopien in Kindergärten macht die Bundesvereinigung die in dem beigefügten Schreiben 
zusammengefassten kommunalen Anliegen gegenüber der GEMA geltend.  

Vom Sonderfall der Musikwerke zu unterscheiden ist die Vervielfältigung von sonstigen Wer-
ken. Insofern vertritt die Bundesvereinigung die Rechtsauffassung, dass einzelne Fotokopien 
in Kindergärten im Rahmen der gesetzlichen Lizenz des § 53 Abs. 2 UrhG zulässig sind und 
begründet dies u. a. damit, dass Kopien an Kindergärten nur selten und in geringen Stück-
zahlen angefertigt werden. Dahingegen hält die VG Wort § 53 Abs. 3 UrhG für analog an-
wendbar und möchte, nunmehr unterstützt durch die GEMA, an Kindergärten Betreiberabga-
ben gemäß § 54c UrhG geltend machen. Insofern dauern die Verhandlungen noch an; die 
kommunalen Spitzenverbände werden sich allerdings dem Wunsch der GEMA nach einer 
Erhebung zur Feststellung der tatsächlichen Kopierpraxis an Kindergärten nicht völlig ver-
schließen können. 

Der letzte Absatz des oben wiedergegebenen Schreibens an die GEMA bezieht sich auf eine 
aktuelle Kampagne, mit der die GEMA Wellness-Betrieben aufgrund eines Inkasso-Mandats 
der VG Media Lizenzverträge anbietet. Die VG Media vertritt die ausschließlichen Rechte der 
Privatsender zur öffentlichen Wahrnehmbarmachung von Sendungen an Stellen, die nur 
gegen Zahlung eines Eintrittsgeldes zugänglich sind gem. § 87 Abs. 1 Nr. 3 UrhG. Wenn ein 
Wellness-Betrieb nur öffentlich-rechtliche Sender überträgt, kann daher die Lizenzgebühr der 
VG Media nicht verlangt werden. Zu lizenzieren ist dann nur die Nutzung der Rechte der 
Urheber der öffentlich-rechtlichen Sendeinhalte durch öffentliche Wahrnehmbarmachung; 
insofern bietet die GEMA spezielle Lizenzverträge an.“ 

 

 

Dezernat 1-Bü.  Nr. 9 – ED 98 vom 30.09.2010 
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ED 99 

Fortführung des Vierten Hessischen Schwerbehinderte n-Programms zur besonderen 
Förderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen a m Arbeitsleben auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt  

Das Hessische Ministerium für Arbeit, Familie und Gesundheit hat uns über die Fortschrei-
bung vorbezeichneter Förderrichtlinie und die dazu erfolgten Erneuerungen informiert. Wir 
geben diese Information und den Text der Richtlinie im Folgenden zu Ihrer Kenntnisnahme 
weiter.  

 

 

Dezernat 1-Bü.  Nr. 9 – ED 99 vom 30.09.2010 
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ED 100 

Gleichzeitige Durchführung einer Volksabstimmung mi t den Kommunalwahlen am 
27. März 2011;  
Erlasse des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 01.09.2010 sowie 
24.09.2010 

Das Hessische Ministerium des Innern und für Sport hat mit Erlass vom 01.09.2010 sowie 
24.09.2010 Hinweise im Hinblick auf die geplante gleichzeitige Durchführung einer Volksab-
stimmung im Zusammenhang mit der Aufnahme einer Schuldenbremse in die Verfassung 
des Landes Hessen mit den Kommunalwahlen am 27.03.2011 gegeben. Wegen der Einzel-
heiten wird auf den nachfolgenden Erlass verwiesen.  

Besonders hervorzuheben ist Ziffer 3. des Erlasses vom 01.09.2010, wonach bei der gleich-
zeitigen Durchführung von Direktwahlen oder Bürgere ntscheiden  am 27.03.2011 zu-
sätzlich ein Bestätigungsbeschluss der Gemeindevertretung/Stadtverordnetenversammlung 
gem. § 42 S. 4 KWG erforderlich ist, um die gleichzeitige Durchführung mit der Volksab-
stimmung zu ermöglichen. Der Bestätigungsbeschluss muss nach der gesetzlichen Rege-
lung spätestens 3 Monate vor dem Wahltag (27.12.2010) erfolgen. Er setzt voraus, dass der 
Gemeindevertretung/Stadtverordnetenversammlung hierbei der wesentliche Inhalt der 
Volksabstimmung bekannt ist. Auch wenn die abschließende Beschlussfassung im Landtag 
erst am 16.12.2010 beabsichtigt ist, hält es das Hessische Ministerium des Innern und für 
Sport bereits für ausreichend, wenn der Hauptausschuss des Hessischen Landtages in sei-
ner Sitzung am 01.12.2010 den Entwurf des Gesetzes empfohlen hat. Ab diesem Zeitpunkt 
seien entsprechende Bestätigungsbeschlüsse möglich. Diese Auffassung wird von uns ge-
teilt.  

Die Städte und Gemeinden können danach ab dem 01.12.2010 bei einer geplanten Bünde-
lung mit einer Direktwahl bzw. einem Bürgerentscheid einen entsprechenden Bestätigungs-
beschluss fassen. Der letzte mögliche Zeitpunkt bleibt allerdings – wegen der 3-Monats-Frist 
– der 27.12.2010.  

Im Erlass vom 24.09.2010 hat das Hessische Ministerium des Innern und für Sport einen 
Mustertext für die Beschlussfassung in den Gemeindevertretungen/Stadtverordneten-
versammlungen herausgegeben, den wir Ihnen hiermit zur Kenntnis geben. Soweit es die 
gleichzeitige Durchführung mit einem Bürgerentscheid anbelangt, kann der Mustertext unter 
entsprechender Abänderung ebenfalls herangezogen werden.  

Beide Erlasse sind auf der Internetseite www.wahlen.hessen.de eingestellt. 

Mit der Bitte um Beachtung.  

 

Dezernat 2 – Adr/Hg  Nr. 9 – ED 100 vom 30.09.2010 
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ED 101 

Änderung/Ergänzung der Entwässerungssatzung in Folg e des Erlasses der neuen 
Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO)  

Im Eildienst Nr. 3 vom 31.3.2010 hatten wir bereits über das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Hessischen Wassergesetzes vom 4. März 2010 und die darin vorgenommene Ergän-
zung des § 43 Abs. 2 HWG im Vorgriff auf eine neue EKVO berichtet. 

Nunmehr liegt die neue Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 23.07.2010  
(GVBl. I S. 257) vor, die am 04.08.2010 bekannt gemacht wurde. 

 

Von Bedeutung sind in Bezug auf die Kontrolle der Zuleitungskanäle im Sinne des § 43 
Abs. 2 HWG die Regelungen des § 1 Nr. 5, der den Geltungsbereich der Verordnung auf 
diese Zuleitungskanäle erstreckt, der §§ 5 und  7 Abs. 1 und zuletzt des Anhang  1 EKVO. 

 

Die Hinweise des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz zum Anhang 1 der EKVO vom 23. Juli 2010 sind im Internet zum Herunter-
laden bereitgestellt unter:  www.hmuelv.hessen.de > Umwelt > Gewässerschutz > kommuna-
les Abwasser > Eigenkontrolle > Downloads (PDF-Datei). 

 

Wie bereits angekündigt, ergibt sich die Notwendigkeit, die Entwässerungssatzungen an 
diese Neuregelungen anzupassen. Zu diesem Zweck haben wir die notwendigen Ergänzun-
gen der Entwässerungssatzung, die kurzfristig vorgenommen werden müssen, erarbeitet. 
Sie sind mit ausführlichen Hinweisen als Anlage beigefügt. 

 

 

Dezernat 1  -  Rö/Sy/Wg/Rau, Dezernat 2  -  Fy  Nr. 9 – ED 101 vom 30.09.2010 
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                                                                                                Geschä ftsführender Direktor 
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Änderung EWS in Folge der EKVO 2010  -  Hinweise 

 
 
 
 
 
Allgemeines: 
 
Mit der Neufassung des Hessischen Wassergesetzes zum 6.5.2005 wurde die Rege-
lung des § 43 Abs. 2 unter der Überschrift „Abwasserbeseitigungspflicht“in das Ge-
setz übernommen, wonach die Abwasserbeseitigungspflichtigen den ordnungsge-
mäßen Bau und Betrieb der Zuleitungskanäle zum öffentlichen Kanal zu überwachen 
oder sich entsprechende Nachweise vorlegen zu lassen haben. Diese Regelung 
wurde durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Hessischen Wassergesetzes vom 
4.3.2010 (GVBl. I S. 85) um folgende Regelung ergänzt: 
 

„Führen die Abwasserbeseitigungspflichtigen diese Überwachung selbst oder durch ein 
beauftragtes Unternehmen durch, können die für den ordnungsgemäßen Zustand der Zu-
leitungskanäle Verantwortlichen nach Maßgabe der Vorschriften des Gesetzes über 
kommunale Abgaben vom 17. März 1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 31. Januar 2005 (GVBl. I S. 54), zu den dadurch entstehenden Kosten herangezo-
gen werden. Die Abwasserbeseitigungspflichtigen können bestimmen, ob die Kosten zu 
den ansatzfähigen Kosten nach § 10 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Abgaben 
oder zu den erstattungsfähigen Kosten nach § 12 Satz 1 des Gesetzes über kommunale 
Abgaben zählen.“ 

 
Die aufgrund der Verordnungsermächtigung des § 26 Abs. 2 bereits seit Jahren be-
stehende Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) ist zunächst zum 31.12.2009 
außer Kraft getreten. Eine neue Eigenkontrollverordnung wurde am 23.7.2010 erlas-
sen und am 4. August 2010 im Gesetz und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
auf S. 257 veröffentlicht. Diese regelt in § 5 und im Anhang 1 die Einzelheiten bezüg-
lich der Überwachung unter anderem auch der Zuleitungskanäle. Sie trifft unter ande-
rem Bestimmungen über den Art und Umfang der Kontrollen, die Überprüfungszeit-
räume, und die Anforderungen an die Durchführung der Kontrollen und die Auswer-
tung. 
 
In Folge des Erlasses dieser neuen Abwassereigenkontrollverordnung sind die kom-
munalen Entwässerungssatzungen um die notwendigen Regelungen zur Überwa-
chung der Zuleitungskanäle zu ergänzen. 
 
Ausgehend von dem aktuellen Satzungsmuster einer Entwässerungssatzung (EWS) 
des Hessischen Städte- und Gemeindebundes (Muster 03/2005 i. d. F. 05/2009 - 
Stand der Präambel: 20.05.2009) werden anliegend die notwendigen Ergänzungen 
vorgestellt, wobei die Neuregelungen in kursiver Schrift dargestellt sind. 
 
 
Kontrolle der Zuleitungskanäle oder Nachweisverfahren: 
 
Die Regelung des § 43 Abs. 2 Satz 1 HWG gibt den Abwasserbeseitigungspflichtigen 
die Möglichkeit, entweder die Überwachung (Kontrolle) der Zuleitungskanäle selbst 
durchzuführen oder aber sich von dem jeweiligen Grundstückseigentümer einen 
Nachweis darüber vorlegen zu lassen, dass die Zuleitungskanäle ordnungsgemäß 
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gebaut und betrieben werden. Vor der Änderung der Entwässerungssatzung muss 
sich deshalb jede Gemeinde zunächst dahingehend entscheiden, welche Alternative 
sie künftig praktizieren will. 
 
Die Gemeinden, die sich nicht für das Nachweisverfahren entscheiden, sondern die 
Befahrung der privaten Zuleitungskanäle selbst durchführen oder durchführen lassen 
wollen, müssen sich hinsichtlich der Kosten für die TV-Befahrung dahingehend ent-
scheiden, ob sie diese Kosten über die laufenden Abwassergebühren decken oder 
aber sie im Rahmen der Kostenerstattung nach § 12 KAG bei den jeweiligen Grund-
stückseigentümern geltend machen wollen. 
 
Für jede der drei gegebenen Möglichkeiten sind die entsprechenden Muster für die 
Ergänzung der Entwässerungssatzung beigefügt. 
 
 
 
Die notwendigen Ergänzungen der Entwässerungssatzung: 
 
 
Zu § 2: 
 
Weder das Hessische Wassergesetz noch die Eigenkontrollverordnung enthalten 
eine Definition der Zuleitungskanäle. Aus diesem Grunde muss eine Definition in der 
Satzung getroffen werden, die aus den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
(DIN 1986-Teil 100) abzuleiten ist. Diese Definition der Zuleitungskanäle in § 2 ist 
nach der Definition der Grundstücksentwässerungsanlagen einzufügen. 
 
Zuleitungskanäle sind hiernach die Anschlussleitungen, so wie sie in der Satzung 
bereits definiert sind (die Leitung von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu ent-
sorgenden Grundstücke) und weiterführend die auf dem angeschlossenen Grund-
stück im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich verlegten Leitungen (Grund-
leitungen) der Grundstücksentwässerungsanlagen, die das Abwasser den An-
schlussleitungen zuführen. 
 
 
Zu § 4: 
 
§ 4 Abs. 4 der Entwässerungssatzung trifft die Bestimmung, dass sowohl der An-
schluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwasser nur nach Geneh-
migung durch die Gemeinde erfolgen dürfen. Es erscheint sinnvoll, an dieser Stelle 
zu regeln, dass die Erteilung der Genehmigung für die Zuführung von Abwasser vor-
aussetzt, dass der Grundstückseigentümer einen Nachweis darüber vorlegt, dass die 
Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. Es erübrigt sich dann für den maßgeblichen Untersuchungs-
intervall nach Anhang 1 Abs. 3 EKVO (im Regelfalle 30 Jahre) die Durchführung ei-
ner Kontrolle der Zuleitungskanäle dieses Grundstücks. Für den Grundstückseigen-
tümer bedeutet dies in der Regel keine besondere Belastung, denn wenn seine 
Grundstücksentwässerungsanlagen durch einen fachkundigen Unternehmer ord-
nungsgemäß hergestellt worden sind, verfügt er über den notwendigen Nachweis, 
der auch für ihn persönlich zum Beispiel in Bezug auf Gewährleistungsansprüche 
von Vorteil ist. 
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Zu § 5 Abs. 2  -  Alternative Kostenabwälzung über Gebühr oder Erstattung: 
 
Hier ist die Regelung vorgesehen, dass die Zuleitungskanäle im Bereich der Grund-
stücksentwässerungsanlagen, also auf dem privaten Grundstück, von der Gemeinde 
im Rahmen einer Kamerabefahrung untersucht werden, wobei die Befahrung in ei-
nem Durchgang vorgesehen ist. 
 
Kann die Kamera bis zur Einführung des Kanals in das Gebäude (Innenkante Au-
ßenwand oder Innenkante Bodenplatte) geführt werden und sind die Zuleitungskanä-
le auf dem privaten Grundstück in einem ordnungsgemäßen Zustand, wird dieses 
festgestellt und dokumentiert und der Überwachungsauftrag ist damit erfüllt. 
 
Ergeben sich technische Probleme bei der Kamerabefahrung, weil entweder der zu 
untersuchende Kanal Schäden aufweist, Verstopfungen oder sonstige Defekte, oder 
wenn Abzweigungen vorhanden sind, die ein Weiterfahren der Kamera nicht zulas-
sen, dann steht fest, dass die Zuleitungskanäle insoweit nicht den Regeln der Tech-
nik entsprechen. Es erübrigen sich in diesen Fällen weitere Untersuchungen durch 
die Gemeinde. Die jeweilige Grundstückseigentümer muss dann aufgefordert wer-
den, ihre Zuleitungskanäle bzw. ihre Grundstücksentwässerungsanlagen in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen und dieses der Gemeinde nachzuweisen. 
Hierfür ist ihnen unter Berücksichtigung der konkreten Umstände vor Ort eine Frist zu 
setzen. Wird der zu erbringende Nachweis von den Grundstückseigentümern vorge-
legt, ist die Angelegenheit bis zum Zeitpunkt der Wiederholungsprüfung nach An-
hang 1 Nr. 3 EKVO erledigt. 
 
 
Zu § 5 Abs. 2  -  Alternative Nachweisverfahren: 
 
Beim Nachweisverfahren wird die Kamerabefahrung nicht von der Gemeinde beauft-
ragt, sondern von den jeweiligen Grundstückseigentümer an. Diese müssen aber von 
der Gemeinde hierzu aufgefordert werden. Diese Aufforderung muss so rechtzeitig 
an die Grundstückseigentümer ergehen, dass diese in die Lage versetzt werden, 
zeitlich parallel zur Untersuchung der jeweiligen öffentlichen Kanalstrecke (Sammel-
leitung und Anschlussleitungen) diese Befahrung der privaten Kanäle zu veranlassen 
und daran anschließend den erforderlichen Nachweis gegenüber der Gemeinde zu 
führen. 
 
 
Zu § 5 Abs. 3: 
 
In dieser Satzungsergänzung wird geregelt, welche Anforderungen ein Betrieb oder 
eine Stelle erfüllen muss, die für die Grundstückseigentümer zur Vorlage an die Ge-
meinde die Nachweise für die Grundstückseigentümer erstellen. Die hier vorgesehe-
ne Regelung entspricht der Regelung in Anhang 1 Nr. 6 EKVO. Wegen der besonde-
ren Wichtigkeit dieser Regelung sollte auf diese in der Satzung nicht nur verwiesen 
sondern sie in vollem Wortlaut wiedergegeben werden. 
 
 
Zu § 23 Abs. 2: 
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§ 23 Abs. 2 EWS in der bisherigen Fassung regelt die Abwälzung der Abwasserab-
gabe auf die Gebühren. Es erscheint sinnvoll, hier auch die Abwälzung des Auf-
wands für die Eigenkontrolle und die Überwachung der Zuleitungskanäle zu regeln. 
Dabei wird nicht unterschieden, ob eine Gemeinde die Befahrung der Zuleitungska-
näle selbst vornimmt oder aber sich des Nachweisverfahrens bedient. Bei beiden 
Alternativen entstehen Kosten der Überwachung, beim Nachweisverfahren fallen nur 
die Kosten für die Befahrung weg, in jedem Falle entstehen jedoch auch administra-
tive Kosten, die von der vorgesehenen Regelung erfasst sind. Gleiches gilt, wenn 
eine Gemeinde die Kosten der TV-Befahrung im Wege der Erstattungsforderung ge-
ltend machen will. 
 
 
Zu § 22 Abs. 1: 
 
§ 22 Abs. 1 EWS regelte bisher die Kostenerstattung für Maßnahmen an der An-
schlussleitung gem. § 2 HKAG. Sofern die Gemeinde beabsichtigt die Überwachung 
der Zuleitungskanäle selbst vorzunehmen, so kann sie entsprechend § 43 Abs. 2  
S. 4 HWG alternativ bestimmen, dass die Kosten zu den erstattungsfähigen Kosten 
i.S.d. § 12 HKAG zählen. Wählt die Gemeinde diese Finanzierungsalternative für die 
tatsächlich entstandenen Kosten der Kamerabefahrung der Zuleitungskanäle (gem. 
Def.  in § 2 EWS),  ist die Regelung des § 22 Abs. 1 EWS entsprechend abzuändern. 
 
 
Abschließende Bemerkungen: 
 
Die vorgelegten Satzungsergänzungsentwürfe beinhalten noch keine Regeln über 
Wiederholungsprüfungen für die Zuleitungskanäle, weil zunächst erst einmal die 
Erstprüfung durchzuführen ist, die im Regelfalle die nächsten 30 Jahre abdeckt. Die-
se Erstprüfung muss in der Regel innerhalb der nächsten 14 Jahre durchgeführt wer-
den und bis Ende 2025 abgeschlossen sein. Erst dann wird frühestens über eine 
Neufassung der entsprechenden Satzungsregelungen nachzudenken sein. 
 
Kürzere Fristen gelten beispielsweise in Wasserschutzgebieten, aber auch hier gilt 
es erst einmal das Verfahren bezüglich der Erstprüfung zu regeln und diese abzu-
schließen. 
 
Die einzelnen Regelungen im Anhang 1 EKVO müssen nicht in die Entwässerungs-
satzung aufgenommen werden, denn die Verordnung gilt grundsätzlich für alle. Sie 
sind im wesentlichen von den Abwasserbeseitigungspflichtigen zu beachten. In der 
Entwässerungssatzung müssen nur die Regelungen getroffen werden, die das Ver-
hältnis zwischen der Kommune und den Eigentümern der an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossenen Grundstücke betreffen. 
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Änderung EWS in Folge der EKVO 2010  -  Kostenabwälzung über Gebühr 

 
 
 
 
 
§ 2  Begriffsbestimmungen 
 

einfügen nach „Grundstücksentwässerungsanlagen“: 
 

 
Zuleitungskanäle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich ver-

legten Leitungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, 
die das Abwasser den Anschlussleitungen zuführen und 
die Anschlussleitungen. 

 
 
 
§ 4  Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks, auf dem Abwasser anfällt, hat die 
Pflicht, dieses Grundstück an die Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch 
eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und eine Anschlussleitung an das 
Grundstück herangeführt ist. Hat die Gemeinde mehrere Anschlussleitungen zu ei-
nem Grundstück verlegt, ist das Grundstück entsprechend den Vorgaben der Ge-
meinde anzuschließen. Die Anordnung des Anschlusses kann durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen. 
 
(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach 
§ 43 Abs. 1 HWG und der Überlassungspflicht nach § 43 Abs. 3 HWG unterliegt, der 
Abwasseranlage zuführen. 
 
(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer 
der Ausnahmefälle nach § 43 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 43 Abs. 4 Satz 1 HWG vor-
liegt. 
 
(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwas-
ser dürfen nur nach Genehmigung durch die Gemeinde erfolgen. Diese kann im Ein-
zelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen Gründen eingeschränkt oder mo-
difiziert werden. Die Erteilung der Genehmigung für die Zuführung von Abwasser 
setzt voraus, dass der Grundstückseigentümer einen Nachweis darüber vorlegt, dass 
die Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. § 5 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gelten entsprechend. 
 
 
 
§ 5  Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den jeweils geltenden bau- 
und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Nor-
menausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und 
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Installationsarbeiten dürfen allein durch fachkundige Unternehmer ausgeführt wer-
den. 
 
(2)  Die Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen un-
terliegen ebenso wie die Anschlussleitungen und die öffentlichen Sammelleitungen 
der Überwachung durch die Gemeinde gemäß § 43 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese 
Überwachungsaufgabe erfüllt die Gemeinde dadurch, dass sie zeitlich parallel zur 
Überwachung der Sammelleitungen und Anschlussleitungen eine Kamerabefahrung 
der Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen durchführt. 
Können bei einem Grundstück die Zuleitungskanäle nicht in einem Durchgang mit 
der Kamera durchfahren werden, weil entweder Beschädigungen des Kanals fest-
gestellt werden oder aber sonstige technische Hindernisse eine weitere Befahrung 
verhindern, ist es Aufgabe der Grundstückseigentümer, die Zuleitungskanäle auf ih-
rem Grundstück in einen ordnungsgemäßen, den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechenden Zustand zu versetzen und dieses der Gemeinde innerhalb 
einer von dieser zu setzenden Frist nachzuweisen. Aus dem Nachweis muss die Art, 
die Dimension, die Lage und der Zustand der Zuleitungskanäle hervorgehen. 
 
(3)  Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanälen 
und -leitungen beauftragt werden, müssen vor Auftragsvergabe und während der 
Werkleistung die erforderliche Fachkunde Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die An-
forderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e.V. 
(RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GEZ 961 oder gleichwertige 
Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn der Betrieb oder die Stel-
le im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder die 
jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn der 
Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter 
Beachtung der Anforderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GEZ 961 
nachweist. 
 
(4) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder 
Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 
 
 
 
§ 23 Abs. 2 Benutzungsgebühren 
 
(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde, die Abwasser-
abgabe, die von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts auf die Gemeinde 
umgelegt wird sowie der Aufwand für die Eigenkontrolle und die Überwachung der 
Zuleitungskanäle entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 46 Abs. 2 
Nr. 3 HWG erlassenen Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 23.07.2010 
(GVBl. I S. 257) werden über die Abwassergebühren für das Einleiten von Schmutz-
wasser abgewälzt.  
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Änderung EWS in Folge der EKVO 2010  -  Kostenabwälzung über Erstattung 

 
 
 
 
 
§ 2  Begriffsbestimmungen 
 

einfügen nach „Grundstücksentwässerungsanlagen“: 
 

 
Zuleitungskanäle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich ver-

legten Leitungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, 
die das Abwasser den Anschlussleitungen zuführen und 
die Anschlussleitungen. 

 
 
 
§ 4  Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks, auf dem Abwasser anfällt, hat die 
Pflicht, dieses Grundstück an die Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch 
eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und eine Anschlussleitung an das 
Grundstück herangeführt ist. Hat die Gemeinde mehrere Anschlussleitungen zu ei-
nem Grundstück verlegt, ist das Grundstück entsprechend den Vorgaben der Ge-
meinde anzuschließen. Die Anordnung des Anschlusses kann durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen. 
 
(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach 
§ 43 Abs. 1 HWG und der Überlassungspflicht nach § 43 Abs. 3 HWG unterliegt, der 
Abwasseranlage zuführen. 
 
(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer 
der Ausnahmefälle nach § 43 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 43 Abs. 4 Satz 1 HWG vor-
liegt. 
 
(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwas-
ser dürfen nur nach Genehmigung durch die Gemeinde erfolgen. Diese kann im Ein-
zelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen Gründen eingeschränkt oder mo-
difiziert werden. Die Erteilung der Genehmigung für die Zuführung von Abwasser 
setzt voraus, dass der Grundstückseigentümer einen Nachweis darüber vorlegt, dass 
die Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. § 5 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gelten entsprechend. 
 
 
 
§ 5  Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den jeweils geltenden bau- 
und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Nor-
menausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und 
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Installationsarbeiten dürfen allein durch fachkundige Unternehmer ausgeführt wer-
den. 
 
(2)  Die Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen un-
terliegen ebenso wie die Anschlussleitungen und die öffentlichen Sammelleitungen 
der Überwachung durch die Gemeinde gemäß § 43 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese 
Überwachungsaufgabe erfüllt die Gemeinde dadurch, dass sie zeitlich parallel zur 
Überwachung der Sammelleitungen und Anschlussleitungen eine Kamerabefahrung 
der Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen durchführt. 
Können bei einem Grundstück die Zuleitungskanäle nicht in einem Durchgang mit 
der Kamera durchfahren werden, weil entweder Beschädigungen des Kanals fest-
gestellt werden oder aber sonstige technische Hindernisse eine weitere Befahrung 
verhindern, ist es Aufgabe der Grundstückseigentümer, die Zuleitungskanäle auf ih-
rem Grundstück in einen ordnungsgemäßen, den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechenden Zustand zu versetzen und dieses der Gemeinde innerhalb 
einer von dieser zu setzenden Frist nachzuweisen. Aus dem Nachweis muss die Art, 
die Dimension, die Lage und der Zustand der Zuleitungskanäle hervorgehen. 
 
(3)  Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanälen 
und -leitungen beauftragt werden, müssen vor Auftragsvergabe und während der 
Werkleistung die erforderliche Fachkunde Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die An-
forderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e.V. 
(RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GEZ 961 oder gleichwertige 
Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn der Betrieb oder die Stel-
le im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder die 
jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn der 
Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter 
Beachtung der Anforderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GEZ 961 
nachweist. 
 
(4) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder 
Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 
 
 
 
§ 22 Abs. 1  Grundstücksanschlusskosten 
 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Unterhaltung 
oder Beseitigung der Anschlussleitungen ist der Gemeinde in der tatsächlich ent-
standenen Höhe zu erstatten. Die Kosten der Kamerabefahrung der Zuleitungskanä-
le zur Durchführung der Eigenkontrolle und Überwachung der Zuleitungskanäle ent-
sprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen 
Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 23.07.2010 (GVBl. I S. 257) sind der 
Gemeinde in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Der Erstattungsans-
pruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen Maßnahme; er wird 
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fällig. 
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§ 23 Abs. 2 Benutzungsgebühren 
 
 (2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde, die Abwasser-
abgabe, die von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts auf die Gemeinde 
umgelegt wird sowie der nicht über § 22 Abs. 1 gedeckte Aufwand für die Eigenkont-
rolle und die Überwachung der Zuleitungskanäle entsprechend den Bestimmungen 
der aufgrund des § 46 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Abwassereigenkontrollverord-
nung (EKVO) vom 23.07.2010 (GVBl. I S. 257) werden über die Abwassergebühren 
für das Einleiten von Schmutzwasser abgewälzt.  
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Änderung EWS in Folge der EKVO 2010  -  Nachweisverfahren 

 
 
 
 
 
§ 2  Begriffsbestimmungen 
 
einfügen nach „Grundstücksentwässerungsanlagen“: 

 
Zuleitungskanäle Die im Erdreich oder in der Grundplatte unzugänglich ver-

legten Leitungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, 
die das Abwasser den Anschlussleitungen zuführen und 
die Anschlussleitungen. 

 
 
§ 4  Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder Eigentümer eines Grundstücks, auf dem Abwasser anfällt, hat die 
Pflicht, dieses Grundstück an die Abwasseranlage anzuschließen, wenn es durch 
eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und eine Anschlussleitung an das 
Grundstück herangeführt ist. Hat die Gemeinde mehrere Anschlussleitungen zu ei-
nem Grundstück verlegt, ist das Grundstück entsprechend den Vorgaben der Ge-
meinde anzuschließen. Die Anordnung des Anschlusses kann durch öffentliche Be-
kanntmachung erfolgen. 
 
(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach 
§ 43 Abs. 1 HWG und der Überlassungspflicht nach § 43 Abs. 3 HWG unterliegt, der 
Abwasseranlage zuführen. 
 
(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer 
der Ausnahmefälle nach § 43 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 43 Abs. 4 Satz 1 HWG vor-
liegt. 
 
(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwas-
ser dürfen nur nach Genehmigung durch die Gemeinde erfolgen. Diese kann im Ein-
zelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen Gründen eingeschränkt oder mo-
difiziert werden.  Die Erteilung der Genehmigung für die Zuführung von Abwasser 
setzt voraus, dass der Grundstückseigentümer einen Nachweis darüber vorlegt, dass 
die Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. § 5 Abs. 2,  Satz 3 und Abs. 3 gelten entsprechend. 
 
 
 
§ 5  Grundstücksentwässerungsanlagen 
 
(1) Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den jeweils geltenden bau- 
und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Nor-
menausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und 
Installationsarbeiten dürfen allein durch fachkundige Unternehmer ausgeführt wer-
den. 
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(2)  Die Zuleitungskanäle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen un-
terliegen ebenso wie die Anschlussleitungen und die öffentlichen Sammelleitungen 
der Überwachung durch die Gemeinde gemäß § 43 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese 
Überwachungsaufgabe erfüllt die Gemeinde dadurch, dass sie die Eigentümer der 
angeschlossenen Grundstücke auffordert, zeitlich parallel zur Überwachung der 
Sammelleitungen und Anschlussleitungen eine Kamerabefahrung der Zuleitungska-
näle im Bereich der Grundstücksentwässerungsanlagen durchführen zu lassen, er-
forderlichenfalls die Zuleitungskanäle auf ihrem Grundstück in einen ordnungsgemä-
ßen, den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Zustand zu 
versetzen und dieses der Gemeinde innerhalb einer von dieser zu setzenden Frist 
nachzuweisen. Aus dem Nachweis muss die Art, die Dimension, die Lage und der 
Zustand der Zuleitungskanäle hervorgehen. 
 
(3)  Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanälen 
und -leitungen beauftragt werden, müssen vor Auftragsvergabe und während der 
Werkleistung die erforderliche Fachkunde Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die An-
forderungen der vom Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e.V. 
(RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GEZ 961 oder gleichwertige 
Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn der Betrieb oder die Stel-
le im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder die 
jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn der 
Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter 
Beachtung der Anforderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GEZ 961 
nachweist. 
 
(4) Gegen den Rückstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder 
Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 
 
 
 
§ 23 Abs. 2 Benutzungsgebühren 
 
(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde, die Abwasser-
abgabe, die von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts auf die Gemeinde 
umgelegt wird sowie der Aufwand für die Eigenkontrolle und die Überwachung der 
Zuleitungskanäle entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 46 Abs 2 
Nr. 3 HWG erlassenen Abwassereigenkontrollverordnung (EKVO) vom 23.07.2010 
(GVBl. I S. 257) werden über die Abwassergebühren für das Einleiten von Schmutz-
wasser abgewälzt. 
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